
 

Anlage 5 
 

Gemeinde Auenwald  
OT Lippoldsweiler 

 

 

Bebauungsplan  
"Scheurengärten I – 1. Änderung" 
08119006_1241_007_04_ABW 
 

 

Verfahrensschritt: 

Öffentliche Auslegung gemäß § 4a Abs.3 und § 3 Abs.2 BauGB und Einholung 
der Stellungnahmen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs.2 BauGB zum Planentwurf, der Begründung und den örtlichen 
Bauvorschriften gemäß § 74 LBO vom 03.11.2023 bis 08.12.2023. 

 

hier: 

Zusammenstellung der eingegangenen Anregungen der Träger öffentlicher Be-
lange mit Beschlussvorschlägen der Verwaltung und des Planers 
 

 

Beratungsunterlagen für die öffentliche Gemeinderatssitzung  
am 19.02.2024 
 

 

 
 

 

71522 Backnang 
Adenauerplatz 4 
Tel.: 07191 – 73529 - 0 
info@roosplan.de 
www.roosplan.de



 

2 
 

1 Vorbemerkung 
 
In seiner öffentlichen Sitzung am 23.10.2023 hat der Gemeinderat den Beschluss zur öffentli-
chen Auslegung des Bebauungsplanentwurfs "Scheurengärten I – 1. Änderung" gefasst. Die 
öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB fand statt in der Zeit vom 03.11.2023 bis 
08.12.2023 um die Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 2 BauGB einzuholen. 
 
Grundlage war der Bebauungsplanentwurf in Plan und Text vom 23.10.2023. Über die Anre-
gungen ist in öffentlicher Sitzung zu beraten und in der Abwägung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB 
sind die entsprechenden Beschlüsse zu fassen. 
 
Es folgt eine Übersicht über die eingegangenen Anregungen, die Anregungen im Original und 
die Beschlussvorschläge der Verwaltung und des Planers.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Projektbearbeitung:  Dipl.-Ing. (FH) Jochen Roos, Freier Landschaftsarchitekt, bdla 

    Andreas Gutscher, B. Sc. Stadt- und Raumplanung 

Projektnummer:   22.192 
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2 Beteiligte Träger öffentlicher Belange im Bebauungsplanverfahren  
 "Scheurengärten I – 1. Änderung" Gemeinde Auenwald 
 
Folgende Behörden wurden in der Zeit vom 24.10.2023 bis 08.12.2023 um eine Stellungnahme 
gebeten. Eingegangene Anregungen sind hervorgehoben.  
 
 
 

Nr. 1 Regierungspräsidium Freiburg - Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 

Nr. 2 Landratsamt Rems-Murr-Kreis  

Nr. 3 Regierungspräsidium Stuttgart, Abteilung Raumordnung 

Nr. 4 Verband Region Stuttgart 

Nr. 5 Vermögen und Bau Baden Württemberg 

Nr. 6 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

Nr. 7 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

Nr. 8 Handwerkskammer Region Stuttgart 

Nr. 9 Industrie- und Handelskammer Region Stuttgart 

Nr. 10 Polizeipräsidium Aalen 

Nr. 11 Gemeinde Althütte 

Nr. 12 Gemeinde Sulzbach an der Murr 

Nr. 13 Gemeinde Weissach im Tal 

Nr. 14 Stadt Backnang, das Baurechtsamt und die Vereinbarte Verwaltungsgemeinschaft 

Nr. 15 Stadt Murrhardt 

Nr. 16 Stadtwerke Backnang 

Nr. 17 Landesnaturschutzverband BW 

Nr.18 DB Regio Bus Baden-Württemberg 

Nr. 19 Omnibus-Verkehr Ruoff GmbH (OVR) 

Nr. 20 Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart VVS 
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Nr. 21 Abfallwirtschaft Rems-Murr AöR 

Nr. 22 Deutsche Telekom Technik GmbH 

Nr. 23 Netze BW GmbH 

Nr. 24 Syna GmbH 

Nr. 25 Terranets BW GmbH (Netz Süd) auf Negativliste s. Nr. 30 

Nr. 26 TransnetBW GmbH auf Negativliste s. Nr. 30 

Nr. 27 Vodafone BW GmbH (ehemals Unitymedia Bw GmbH) 

Nr. 28 Zweckverband Bodensee – Wasserversorgung auf Negativliste s. Nr. 30 

Nr. 29 Zweckverband Wasserversorgung Nordostwürttemberg (NOW) 

Nr. 30 BIL-Abfrage mit Liste nicht betroffener Leitungsträger 

  

  

  

 
 
 
 
 
 
 



 

5 
 

Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Geotechnik 
Der Hinweis wurde in die textlichen Festsetzungen unter dem Punkt III.8 
aufgenommen. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

1. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der 
Textteil zum Bebauungsplan wurde entsprechend um den Bereich Geotech-
nik bei den Hinweise ergänzt. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Natur und Landschaftspflege 
Die Umsetzung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen wird an 
den Vorhabenträger weitergereicht. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 
Grundwasserschutz 
Der Hinweis auf das Versickern von Niederschlagswasser ohne vorheriges 
Filtern über eine min. 30 cm starke belebte Bodenschicht wird an den Vor-
habenträger weitergegeben. 
 
 
Bodenschutz 
Im Bebauungsplan ist die EFH der einzelnen Baufelder so gewählt, dass diese 
einen Eingriff in den Untergrund minimieren. Insofern unterstützt der Bebau-
ungsplan eine Verringerung des Erdaushubs. Zusätzlich wird mit der Festset-
zung von drei Baufenstern anstatt einem großen Baufenster der Eingriff in 
den Boden reduziert. Detaillierte Angaben zum anfallenden Erdaushub kön-
nen nur im Baugenehmigungsverfahren ermittelt werden. 
 
In der Begründung zum Bebauungsplan wurden die Belange des Bodenschutz 
ergänzt. Mit den getroffenen Festsetzungen (begrüntes Flachdach min. 10 
cm) kann eine geringe Kompensation der durch die Bebauung entstehende 
Versieglung, umgesetzt werden.  
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 
 
 
 
Straßenamt 
Von einer Beteiligung des „Straßenbauamts, Amt für Planung und Bau“ des 
Landratsamts kann abgesehen werden da, § 22 Abs. 2 StrG bauliche Anlagen 
betrifft, welche an die Kreisstraßen anschließen. Dies liegt hier nicht vor. Die 
geplanten Stellplätze schließen an die bereits bestehende und öffentliche 
Straße „Hauptstraße“ Flst. Nr. 332/1 an und über diese dann erst an die Kreis-
straße 1907. Somit besteht auch keine Betroffenheit der Kreisstraße 1836. 
Die Anbaubeschränkungen werden mit Hochbauten eingehalten. Nach § 22 
Abs. 6 StrG können die Anbaubeschränkungen unterschritten werden, wenn 
sich das Vorhaben innerhalb eines Bebauungsplans befindet, der die Begren-
zung der Verkehrsfläche (Verkehrsfläche Besonderer Zweckbestimmung 
Fußweg) enthält. Da zusätzlich keine Beeinträchtigung (Sichtbeziehungen 
etc.) der Kreisstraßen durch die geplanten Stellplätze zu erwarten ist, ist eine 
Unterschreitung der Anbaubeschränkung mit den Stellplätzen möglich. 
 
Das Rechts und Ordnungsamt mit dem Sachgebiet Straßenverkehr wurde 
ebenfalls am Verfahren beteiligt. Diese haben keine Einwände gegenüber 
dem Bebauungsplan geäußert. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Die An-
regungen des Bodenschutz und Straßenamt wurden entsprechend der Be-
antwortung behandelt. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Dem 
Regierungspräsidium wird nach Rechtskraft des Bebauungsplans eine Aus-
fertig zur Verfügung gestellt. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

4. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Kenntnisnahme. Dem Verband Region Stuttgart wird 
nach Rechtskraft des Bebauungsplans eine Ausfertigung zur Verfügung ge-
stellt. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

6. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Kenntnisnahme der Stellungnahem.  
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

8. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die anschließende umgebende Bebauung wird zwar im FNP der vVG Backn-
ang als gemischte Baufläche ausgewiesen, überwiegend ist jedoch Wohnnut-
zung vorhanden. Eine Verträglichkeit beider Nutzungsarten ist aus lärmtech-
nischer Sicht gegeben. Auch der Immissionsschutz des Landratsamt hat keine 
Bedenken vorgebracht.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

10. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Kenntnisnahme der Stellungnahme .  
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

14. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

14. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadtplanungsamt 
Im Bebauungsplan ist eine GRZ von 0,4 festgesetzt, welche der typischen 
Obergrenze für allgemeine Wohngebiete entspricht. Im ursprünglichen Be-
bauungsplan (Baulinienplan) aus dem Jahr 1958 lässt sich keine GRZ ableiten 
da hier noch kein BauGB galt. Jedoch wurde die Nutzung als Mischgebietsch-
arakter im Sinne des § 5 BauNVO (Dorfgebiet) festgesetzt. Hier gilt demnach 
eine GRZ von 0,6. Somit wurde eine Verringerung der Versieglung durch die 
Aufstellung des Bebauungsplans erwirkt. 
 
Die umliegende Nutzung entspricht derer, die ebenfalls im allgemeinen 
Wohngebiet zulässig ist. Dies ist bereits schon vor der Aufstellung des Bebau-
ungsplan der Fall gewesen. Auch die Schank- und Speisewirtschaft „Traube“ 
war bereits von Ihrer Nutzung im allgemeinen Wohngebiet zulässig. Die Cha-
rakteristik hat sich in den vergangenen Jahrzehnten somit bereits hin zu einer 
Nutzung entsprechend § 4 BauNVO entwickelt. Der Bebauungsplan nimmt 
diese Entwicklung somit auf. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

14. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Bauverwaltungs- und Baurechtsamt 
Die Dopplung der Festsetzung II.B.4 wurde korrigiert. Somit gilt lediglich die 
Festsetzung unter II.B.3. für die Anzahl der Stellplätze. 
 
Die Erschließung des innen liegenden Baufensters ist vom Vorhabenträger zu 
gewährleisten und ist auch entsprechend vorgesehen. So dient die westliche 
Fläche außerhalb des südlichen Baufenster der Erschließung. Die Anforde-
rungen bezüglich der Feuerwehrzufahrt sind im Zuge des Baugenehmigungs-
verfahrens zu erbringen. Der Bebauungsplan bietet ausreichend Flächen, um 
diese Anforderungen zu erfüllen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Der An-
regung des Bauverwaltungs- und Baurechtsamts die textlichen Festsetzun-
gen anzupassen wird gefolgt. Der Anregung des Bauverwaltungs- und Bau-
rechtsamts im zeichnerischen Teil die Erschließung des mittleren Baufensters 
darzustellen, wird nicht entsprochen. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

15. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Kenntnisnahme der Stellungnahme.  
 
 
 



 

20 
 

Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

16. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und 
dem Vorhabenträger zur Verfügung gestellt.  
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

20. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Umbau der bestehenden Bushaltestelle ist nicht Gegenstand des vorlie-
genden Bebauungsplanverfahrens. Jedoch ist bei der zukünftigen Planung 
und Instandhaltung der bestehenden Bushaltestelle in Auenwald der barrie-
refrei Aus- und Umbau der hier befindlichen Bushaltestelle vorzusehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

21 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es befindet sich ausreichend Abstellfläche für die Müllbehälter entlang der 
öffentlichen Verkehrsflächen, sodass eine zusätzliche Ausweisung einer Ab-
stellfläche im Bebauungsplan nicht notwendig ist. Die Vorgaben der RASt 06 
können somit eingehalten werden.  
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

21. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

21. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

22. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis, dass eine Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom für die Ver-
sorgung der in zweiter Reihe geplanten Gebäuden wird dem Vorhabenträ-
ger mitgeteilt und geprüft. 
 
 
Dem Vorhabenträger wird die Stellungnahme der Telekom zur Verfügung 
gestellt, damit dieser rechtzeitig mit der Telekom in Verbindung treten 
kann. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

22. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

22. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

23. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Kenntnisnahme der Stellungnahme. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

24. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der Bauausführung ist das 1-Kv-Kabel zu ermitteln und entsprechend 
berücksichtig. 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

27. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Vorhabenträger wir die Stellungnahme der Vodafone West GmbH zur 
Verfügung gestellt, um die Lage bereits bestehender Leitungen der Voda-
fone West GmbH frühzeitig zu ermitteln und ggf. kontakt zur Vodafone 
West GmbH aufzunehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

29. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

29. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Kenntnisnahme der Stellungnahme.  
 
 
 



 

34 
 

Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

30. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

30. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: Kenntnisnahme der Stellungnahme.  
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

30. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

30. 
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Nr. Eingegangene Stellungnahmen Beantwortung der Stellungnahmen mit Beschlussvorschlägen 

30. 
 
 
 
 

 

 
 
 

 


